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Agenda

9.00	 Begrüßung durch den Veranstalter

9.15	 Wirkungsorientierte Folgenabschät-
zung im Bundeshaushaltsgesetz 2013
Mag. Elisabeth Schindler (Bundeskanz­
leramt)
Mag. Gerald Reindl (Bundesministerium 
für Finanzen)

10.30	 Verfahrensautomation für die Öffent-
liche Verwaltung: Trends
Dr. Gottfried Luef (Executive IT Archi­
tect‚ IBM Global Business Services)

11.00	 Pause

11.30	 Social Media meets E-Government
Mag. Alexander Szlezak (Gentics)

12.00	 Open Government & Open Data
Dr. Peter Parycek (Donau Universität 
Krems, Zentrum für E-Government)

12.45	 Wissensmanagement in der öffentli-
chen Verwaltung
Mag. Bernhard Krabina (KDZ – Zentrum 
für Verwaltungsforschung)

13.30	 Visionen einer Government Cloud
DI Dr. Wilfried Jäger (Bundesrechenzen­
trum)

15.00	 Ende der Veranstaltung

In der aktuellen Diskussion über die Zukunft des 
öffentlichen Sektors werden zwei Themen beson­
ders hervorgehoben: die Verwaltungsreform und 
die Finanzkrise. Diese Veranstaltung nähert sich 
diesen Themen von einer spezifischen Seite an: der 
Informationstechnologie. Im Vordergrund steht die 
Frage, welchen Beitrag IT und E-Government leis­
ten können, um die Verwaltungsreform anzutreiben 
und die Haushaltskonsolidierung zu unterstützen. 
Damit in Zusammenhang stehen generelle Fragen 
nach der »Zukunft der öffentlichen Verwaltung« 
oder auch von »neuen Ansätzen für Regieren und 
Verwalten«. Diese »großen« Themen spielen selbst­
verständlich eine Rolle bei dieser Veranstaltung. 
Konkret werden jedoch vier Themen jeweils von 
einem/r PraktikerIn der öffentlichen Verwaltung 
und einem/r VertreterIn eines IT-Produktes vorge­
stellt: Wissensmanagement, Geschäftsprozessopti­
mierung, Kooperationen und Bürgerorientierung.

Kooperationen und Netzwerken von 
Verwaltungen (Shared Services)

Verwaltungsstrukturen, -abläufe, -kultur und -per­
sonal werden sich verändern. Neue Formen von Ver­
waltungshandeln durch Kooperationen innerhalb 
und mit dem öffentlichen Sektor haben Folgen für 
Strukturen, Abläufe und die Organisationskultur 
in der Verwaltung. Gleichzeitig führen die techni­
schen Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu geän­
derten Anforderungen an die Qualifizierungen der 
Beschäftigten und zu Veränderungen im Stellenge­
füge, vor allem bei den Unterstützungsprozessen.

Die unterschiedlichen Rollen im Leistungspro­
zess müssen nicht alle innerhalb einer Verwal­

tungsorganisation ausgefüllt werden und können 
zum Teil auch von privaten Einrichtungen erbracht 
werden. Durch die Auftrennung von Front-Office 
und Back-Office ist nicht nur innerhalb einer Orga­
nisation (z. B. Bürgerservicestelle-Fachabteilung), 
sondern auch über Organisationsgrenzen hinweg 
möglich. 

Die Frage der Zukunft ist, wie könnte die Ar­
beitsteilung über Verwaltungsgrenzen organisiert 
werden. Dabei spielen zwei wichtige Entwicklun­
gen eine bedeutende Rolle: Shared Services und 
die Auflösung der örtlichen Zuständigkeit. Die ört­
liche Zuständigkeit ist vor allem wegen des benö­
tigten Papiers und der möglichst lokal verfügbaren 
Ansprechpersonen entstanden. Im Zuge der heuti­
gen technologischen Möglichkeiten wäre es aber 
in vielen Bereichen denkbar, die örtliche Zustän­
digkeit aufzulösen.

Moderne Informationstechnik würde es ferner 
möglich machen, im Bereich der internen Services 
Shared-Service-Center einzurichten (siehe das Bei­
spiel der Gemeindeinformatik in Vorarlberg), die 
eine einheitliche Vorgehensweise möglich machen 
und die Kosten für EDV und Personal senken hel­
fen könnten. Denkbar wären zum Beispiel Personal­
verwaltung und -verrechnung mit einem zentralen 
System, Buchhaltung und Rechnungswesen oder die 
Beschaffung (siehe Bundesbeschaffungsagentur).

Budgetorientierte Bürgerinvolvierung

Erfolgreiche Bürgerhaushalte sehen die langfristige 
Einbeziehung von BürgerInnen in die Planung von 
Projekten und Haushaltsteilen mit direkten Bezug 
zum eigenen Stadtteil vor. 



Die Prozesse der Diskussion, des Abwägens und 
der Kommunikation zwischen Politik, Verwaltung 
und BürgerInnen stehen im Mittelpunkt. Der di­
rekte Bezug zum Budget zeigt die Wichtigkeit der 
Themen sowie, dass die Einbeziehung der Bürge­
rInnen ernst gemeint ist. Hier können traditionelle 
Instrumente wie Bürgerforen aber auch Webunter­
stützung (Stichwort Web 2.0) zum Einsatz kommen. 
Simple Internet-Bewertungssysteme, bei denen für 
Vorschläge Punkte vergeben werden können, und 
die Projekte mit den meisten Punkten als Bürger­
vorschläge zum Zug kommen, sind bestenfalls ein 
kleiner Teil eines Beteiligungsprozesses.

Bürgerbudgets haben sich in Österreich noch 
nicht etabliert. In Deutschland konnte hingegen 
schon zahlreiche Erfahrung mit budgetorientier­
ten Bürgerbeteiligungsformen gesammelt werden. 
Aus diesen Erfahrungen kann Österreich lernen und 
»Budgetorientierte Bürgerinvolvierung« erproben.

Wirkungsorientierte Folgenabschätzung

Mag. Elisabeth Schindler (Bundeskanzleramt),  
Mag. Gerald Reindl (Bundesministerium für Finanzen)

Die wirkungsorientierte Folgenabschätzung ist 
ein zentrales Instrument der österreichischen 
Haushaltsrechtsreform zur Umsetzung der ver­
fassungsrechtlich verankerten Wirkungsorientie­
rung. Bisherige Ansätze der Abschätzung werden 
vereinheitlicht und gestrafft und in ein neues, ge­
meinsames System überführt. So wie bei der Bud­
geterstellung die finanziellen Inputgrößen um Wir­
kungsinformationen angereichert werden, soll die 
Darstellung finanzieller Auswirkungen um Wir­
kungsinformationen ergänzt werden. Für alle Re­

gelungsvorhaben des Bundes, etwa Gesetze und 
Verordnungen und für Vorhaben, etwa größere Be­
schaffungs- oder Bauprojekte werden ab 1. 1. 2013 
wirkungsorientierte Ziele definiert und die zu er­
warteten Auswirkungen systematisch abgeschätzt. 
Aufbauend darauf ist in angemessenen Zeitabstän­
den eine interne Evaluierung der Zielerreichung 
sowie der tatsächlich eingetretenen Auswirkun­
gen vorgesehen. Die wirkungsorientierte Folgenab­
schätzung bietet somit wichtige Basisinformationen 
im Gesetzgebungsprozess sowie in der Haushalts­
führung und führt zu noch mehr Transparenz gegen­
über der Öffentlichkeit und dem Gesetzgeber.

Verfahrensautomation für die Öffentliche 
Verwaltung: Trends

Die IT-gestützte Abwicklung der 
Verfahren im öffentlichen Bereich 
ist Gegenstand dieses Vortrages. 
IBM ist seit mehr als einem Jahr­
zehnt in diesem Bereich erfolg­
reich.

2010 wurde eine von IBM er­
stellte Verfahrensautomation 
mit dem Europäischen E-Govern­
ment-Award prämiert. Gezeigt werden die Möglich­
keiten einer IT-Lösung zur Verfahrensautomation 
im E-Government-Zeitalter auf.

Eine gesunde Mischung aus Middleware und In­
dividualentwicklung wird immer der Schlüssel zum 
Erfolg einer solchen Anwendung sein. Der rigorose 
modellgetriebene Design-Ansatz, den IBM dabei 
wählt, sichert Kunden nachhaltig qualitative Soft­
ware-Lösungen in diesem Bereich.

Social Media meets E-Government

Kommunikation zwischen Staat 
und Bürgern ist in den Köpfen 
sehr formal. Gesetze, Bescheide, 
Akten. Doch aktuelle Entwick­
lungen weichen diese forma­
len Kommunikationsformen auf, 
wie aktuelle Beispiele auch aus 
Deutschland und anderen Län­
dern zeigen. Es bestehen neue 
niederschwellige Wege, Menschen zu erreichen 
und aktuelle Informationen zu transportieren. Der 
Anspruch an die Aktualität und Authentizität von 
Information steigt zusammen mit dem Wunsch, in 
Dialog zu treten. Aktuelle Beispiele zeigen, was sich 
die Verwaltung und die Bürger von der Integration 
sozialer Medien in ihren Arbeits- und Kommunika­
tionsalltag erwarten können.

Open Government & Open Data

Die grundlegenden Prinzipien von 
Open Government sind Transpa­
renz, Partizipation und Zusam­
menarbeit. Durch das Veröffent­
lichen staatlicher Informationen 
können Behörden Vertrauen von 
Seiten der Bevölkerung gewin­
nen, und in Zusammenarbeit mit 
BürgerInnen die Verwaltungsar­
beiten beschleunigen und quali­
tativ verbessern. Durch die gezielte Einbeziehung 
von BürgerInnen kann der Staat das Engagement 
und Wissen von BürgerInnen für sich nützen. 

Dr. Gottfried Luef 
(IBM)

Mag. Alexander  
Szlezak (Gentics)

Dr. Peter Parycek 
(Donau Universität 
Krems)



Die grundlegenden Prinzipien von Open 
Government sind Transparenz, Partizipation und 
Kollaboration. Kernpunkt der Transparenz ist das 
Zurverfügungstellen von Daten und Informationen 
von Seiten des Staates. Bei Open Government ver­
pflichtet der Staat seine Behörden und Dienstleis­
ter sämtliche für BürgerInnen und Wirtschaft rele­
vante Daten und Informationen in geeigneter Form 
zur Verfügung zu stellen. Durch die fortschreitende 
Digitalisierung liegen die Daten und Dokumente 
ohnehin in elektronischer Form vor und könnten 
mit Hilfe von Datenbanken und Webseiten allen 
zur Verfügung gestellt werden. Über diese Web­
seiten haben BürgerInnen Zugang zu Dokumenten 
und Daten, ohne dabei direkt mit der Behörde in 
Kontakt treten zu müssen und zusätzlichen Verwal­
tungsaufwand zu verursachen. Neben dem Ausbau 
der traditionellen Webseiten bietet das unentgelt­
liche Anbieten von Rohdaten neue Möglichkei­
ten der Verarbeitung und Auswertung durch die 
Gesellschaft. Wirtschaft, NGOs oder Bildungsein­
richtungen können die Rohdaten zur Analyse oder 
auch zur Nutzung in Applikationen heranziehen.

Die Open-Government-Prinzipien sind verknüpft 
mit Begriffen wie Offenheit und Öffentlichkeit, In­
formationsbereitstellung und -verteilung, suchen 
und finden – und führen zur Frage: Wo sind die 
Daten? Verwaltungen von heute (wie die Bundesver­
waltung der USA, der Bundesstaat Massachusetts, 
die Städte San Francisco, New York und Boston, oder 
auch Großbritannien, Australien und Neuseeland) 
bieten eine Fülle offizieller Rohdaten an. Um für die 
Öffentlichkeit von Bedeutung zu sein, müssen die 
Daten vollständig, aktuell, maschinell verarbeitbar, 
in einem offenen Format, gratis und unter Anwen­
dung einer Lizenz zur Verfügung gestellt werden.

Wissensmanagement in der öffentlichen 
Verwaltung

Eine herausfordernde Personal­
situation im öffentlichen Sektor, 
Kostenreduktion bei effiziente­
rer Nutzung von Wissen sowie 
der technologische und gesell­
schaftliche Wandel sind Motiva­
tionen für einerfolgreiches Wis­
sensmanagement. Zudem sind 
Aufbereitung und Organisation 
von Wissen zentrale Aufgaben 
und Begründungen für dieöffentliche Verwaltung. 
Eine Studie der OECD hat bereits 2003 gezeigt, dass 
Wissensmanagement zu den Top-Fünf Manage­
mentthemen der öffentlichen Verwaltung in einer 
Mehrheit der OECD-Mitgliedstaaten gehört. Eine 
KDZ-Studie 2010 zu Wissensmanagement in Ös­
terreichs Ministerien und eine aktuelle Rechnungs­
hof-Prüfung zu dem Thema haben in Österreich zur 
Diskussion über die Bedeutung von Wissensma­
nagement und dessen Beitrag zur Verwaltungsmo­
dernisierung beigetragen. Ziele, Aufgaben und Nut­
zen von Wissensmanagement in der öffentlichen 
Verwaltung müssen konkretisiert werden, um zu 
einem gemeinsamen Verständnis des sehr breiten 
Themas zu kommen. Die erste Version eines Posi­
tionspapiers zum Thema trägt dazu bei.

Visionen einer Government Cloud

Cloud Computing stellt einen Paradigmenwechsel 
in der Sichtweise der IT und des IT-Geschäftsmo­
delles dar. Technisch baut Cloud Computing auf den 

Trends Virtualisierung und Auto­
matisierung auf, vom Geschäfts­
modell her auf dem Application-
Service-Providing-(ASP)-Ansatz 
mit dem Fokus, ein komplettes 
Service über das Netz und Be­
zahlung nach konsumierter Leis­
tung anzubieten. Ausgehend 
von der NIST-(National Institute 
of Standards and Technology/USA)-Definition gibt 
es ein technisches Stufen Modell der Cloud; von 
Infrastrukturen, über Plattformen, Software-Ser­
vices bis zu gesamten Business-Process-Services. 
Diese Ebenen haben unterschiedliche Reifegrade 
und dementsprechend unterschiedliche Einsatz­
szenarien. 

Aufgrund der Verteilung der Computer- und 
Speicherleistung haben sich auch Clouds je nach 
Eigner und Nutzer Typen gebildet. Spricht man im 
Allgemeinen von »Public Clouds« meint man jene, 
die jedem Konsumenten mit einer Kreditkarte offen 
stehen. Jedoch entwickeln sich bereits für Nutzer­
gruppen spezialisierte Community Clouds und gar 
Private Clouds. Je nach Einsatzspektrum wird die 
öffentliche Verwaltung auf unterschiedliche Cloud-
Typen zugreifen. Für »Open Government Data« sind 
im angloamerikanischen Raum auch Public Clouds 
benutzt worden. Für den Umgang mit Bürgerdaten 
sind mehrere Modelle in Diskussion. Diese Optio­
nen werden anhand internationaler und nationaler 
Beispiele diskutiert. Schließlich werden die mögli­
chen Rollen und Entwicklungspfade eines öffentli­
chen Shared IT Service Providers wie dem BRZ unter 
diesen Rahmenbedingungen diskutiert.

Mag. Bernhard Kra-
bina (KDZ – Zentrum 
für Verwaltungsfor­
schung)

DI Dr. Wilfried Jäger 
(Bundesrechenzen­
trum)



Future Network

www.future-network.at

Kompetenz. Das Future Network legt als neutrale Dialogplattform 
höchsten Wert auf die Vermittlung von praxisnahem Know­how sowie 
Marktentwicklung und Trends.

Mag. Bettina Hainschink (Future­Network)
E­Mail: hainschink@future­network.at
Telefon: 01 / 522 36 36­37

KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung

www.kdz.or.at

Das KDZ kommt dem Grundauftrag nach angewandter Forschung und 
Schaff en eines Wissenstransfers zwischen Wissenschaft und Praxis in 
wirtschaftlichen Fragen des öff entlichen Sektors nach.

Mag. Thomas Prorok (KDZ)
E­Mail: prorok@kdz.or.at
Telefon: 01 / 892 34 92­17

CON•ECT Eventmanagement

www.conect.at

Unser Ziel ist es, für unsere Kunden auf dem Gebiet der IT­Trendthemen  
ständig einen Schritt voraus zu sein. Das erreichen wir durch ein gut 
funktio nierendes Netzwerk von Partnern und unser Gespür für zu­
kunftsträchtige Wissensgebiete.

Marzia Di Bella­Negi
E­Mail: dibella­negi@conect.at
Telefon: 01 / 522 36 36­36



Titel:

PLZ:

Firma:

Vorname:

Nachname:

Funktion:

Straße:

Ort:

Telefon: Fax:

E-Mail:

Datum: Unterschrift/Firmenstempel:

ANMELDUNG:   Nach Erhalt Ihrer Anmel­
dung senden wir Ihnen eine Anmeldebe­
stätigung. Diese Anmeldebestätigung ist 
für eine Teilnahme am Event erforderlich. 

STORNIERUNG:   Sollten Sie sich für die 
Veranstaltung anmelden und nicht teil­
nehmen können, bitten wir um schriftliche 
Stornierung bis 2 Werktage vor Veranstal­
tungsbeginn. Danach bzw. bei Nichterschei­
nen stellen wir eine Bearbeitungsgebühr in 

Höhe von € 50,– in Re chnung. Selbstver­
ständlich ist die Nennung eines Ersatzteil­
nehmers möglich.

ADRESSÄNDERUNGEN:   Wenn Sie das 
Unternehmen wechseln oder wenn wir Per­
sonen anschreiben, die nicht mehr in Ihrem 
Unternehmen tätig sind, teilen Sie uns diese 
Änderungen bitte mit. Nur so können wir 
Sie gezielt über unser Veranstaltungspro­
gramm informieren.

p Ich erkläre mich mit der elektronischen 
Verwaltung meiner ausgefüllten Daten 
und der Nennung meines Namens im Teil­
nehmerverzeichnis einverstanden.

p Ich bin mit der Zusendung von Veran­
staltungsinformationen per E-Mail ein­
verstanden.

(Nichtzutreffendes bitte streichen)

An
Future Network
1070 Wien, Kaiserstraße 14/2

Tel.: +43 / 1 / 522 36 36 - 37
Fax: +43 / 1 / 522 36 36 - 10
registration@future-network.at
http://www.future-network.at
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Zielgruppe: 
CIOs, Entscheider im Finanzdienstleisterbereich und der öffentlichen 
Verwaltung, Organisationsverantwortliche und Verantwortliche für 
Strategie, Geschäftsprozesse und Technologieauswahl.

	 Ich melde mich zu »E-Government 2.0 & Verwaltungsmodernisierung«  
am 4. Mai 2011 kostenfrei an.

■	 Ich möchte in Zukunft weiter Veranstaltungsprogramme per E-Mail  
oder Post übermittelt bekommen.

Ehreneinladung


